Häufige Fragen zur geplanten Schulumwandlung:

Was ist eine Gemeinschaftsgrundschule?
Als Gemeinschaftsgrundschule werden Bildungseinrichtungen bezeichnet, in denen Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrer Religionszugehörigkeit gemeinsam unterrichtet werden. Im Gegensatz dazu stehen konfessionell gebundene Schulen, die als Konfessions- oder Bekenntnisschulen bezeichnet werden. Mit Gemeinschaftsgrundschule ist in Nordrhein-Westfalen die Christliche Gemeinschaftsschule gemeint, an der Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach unterrichtet wird, im Gegensatz zur bekenntnisfreien Schule.

Welche Rolle spielen christliche Werte nach der Umwandlung?
Mit Gemeinschaftsgrundschule ist die Christliche Gemeinschaftsschule gemeint, an der Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach unterrichtet wird, und die der christlich-abendländischen Kultur verpflichtet sind. „In Gemeinschaftsschulen werden die Schülerinnen und Schüler auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwerte in Offenheit für die Christlichen Bekenntnisse und für andere religiöse und weltanschauliche Überzeugungen gemeinsam unterrichtet und erzogen.“ (§ 26 Abs. 2 SchulG)

Die Kommentierung zu § 26 Abs.2 SchulG besagt u.a., dass die Gemeinschaftsschule grundsätzlich das Christentum bejaht. Die Gemeinschaftsschule muss nicht nur für die christlichen Bekenntnisse, sondern auch für andere religiöse und weltanschauliche Überzeugungen, Inhalte und Werte offen sein. Sie darf und soll christliche Werte vertreten, darf aber christliche Glaubensinhalte nicht verbindlich machen. Abschließend heißt es: Die Gemeinschaftsschule soll einen schonenden Ausgleich zwischen den in der Gesellschaft wirkenden religiös-weltanschaulichen Kräften ermöglichen.

Mein Kind ist katholisch und auf der Kettelerschule. Was ändert sich für mein Kind?
Gar nichts. Wie in den folgenden Fragen weiter ausgeführt, ändert sich für den Schulalltag außer dem zusätzlich angebotenen Religionsunterricht für andere Konfessionen nichts. 

Mein Kind ist nicht katholisch und auf der Kettelerschule. Was ändert sich für mein Kind?
Es entfällt die von vielen bei der Schulaufnahme unterschriebene Selbstverpflichtung zur Teilnahme am katholischen Religionsunterricht. Das Kind kann etwa an einem angebotenen evang. Religionsunterricht teilnehmen. Zur Erinnerung: Die Mehrzahl der Eltern nicht-katholischer Kinder hat eine solche Selbstverpflichtung unterschrieben, um bei der Schulaufnahme nicht gegenüber katholischen Kindern benachteiligt zu werden.

Was ändert sich aus Sicht der Schulleitung?
Zwei wesentliche Dinge ändern sich: Zum einen entfällt die konfessionelle Bindung für Lehrerinnen und Lehrer. Im Klartext heißt das, daß auch nicht-katholische Lehrerinnen und Lehrer eingestellt werden dürfen. Zum anderen würde die Schule einen evangelischen Religionsunterricht anbieten und evtl. auch Religionsunterricht für andere Konfessionen. 


Gibt es auch künftig einen Martinszug? 
Ja, der Martinszug ist unabhängig von der Schulform. Wie schon bisher entscheidet hierüber die Schulleitung. 
Die Festlegung, ob eine Veranstaltung in der Schule oder auch außerhalb der Schule eine Unterrichtsveranstaltung ist, gehört zu den Leitungsaufgaben eines Schulleiters. In § 18 Abs.1 und Abs.2 Allgemeine Dienstordnung für Lehrer und Lehrerinnen, Schulleiter und Schulleiterinnen an öffentlichen Schulen (ADO), Runderlass des Kultusministeriums vom 20.09.1992, ist geregelt, dass die Schulleiterin oder der Schulleiter die Schule leitet, die Gesamtverantwortung und die abschließende Entscheidungsbefugnis trägt.

Wird für katholische Kinder weiter angeboten, dass Kommunionsunterricht in den Räumlichkeiten der Schule stattfindet?
Auch hier ändert sich nichts. Dieses freiwillige Angebot der Schulleitung bleibt selbstverständlich bestehen. 

Gibt es für Kinder weiter einen Schulgottesdienst? 
Ja. Auf der Basis des Runderlasses des Kultusministeriums vom 13.04.1965 "Schulgottesdienst" kann Gelegenheit zum Schulgottesdienst gegeben werden, wenn in den Stundentafeln der Schule Religionslehre als Unterrichtsfach aufgenommen wurde. Dieser darf einmal wöchentlich stattfinden.
Darf auch außerhalb des Religionsunterrichts (z.B. in Deutsch oder Musik) über Religion gesprochen werden? 
Konkret: Vor diesem Hintergrund darf selbstverständlich im Deutschunterricht über St. Martin gesprochen oder Weihnachtslieder gesungen werden. Es darf allerdings kein Kind gegen seine Überzeugung zu einem Gebet, Tischgebet o.ä. gezwungen werden.

Darf in einer GGS zum Beispiel ein Weihnachtsbaum aufgestellt werden und was passiert, wenn ein Teil der Eltern dies nicht wünscht?
Da das Aufstellen eines Weihnachtsbaumes nicht der Mitbestimmung unterliegt, kann ein Weihnachtsbaum in einer Gemeinschaftsschule aufgestellt werden, wenn einzelne Erziehungsberechtigte nicht einverstanden sind.

ABER: Es sollte in einer Gemeinschaftsschule auch über religiöse Feste anderer Kulturen gesprochen werden, damit der schonende Ausgleich gelingen kann.
Fällt die finanzielle Förderung durch die katholische Kirche weg?
Die katholische Kirche ist derzeit in keiner Weise an der Finanzierung oder Förderung der Schule beteiligt, so dass sich durch eine Umwandlung zur Gemeinschaftsschule keinerlei finanziellen Nachteile ergeben.
